
Inklusion und Exklusion auf dem Westbalkan (45. Internationale Hochschulwoche)

Inklusion und Exklusion auf dem
Westbalkan (45. Internationale
Hochschulwoche)

Veranstalter: Südosteuropa-Gesellschaft in Ko-
operation mit der Akademie für Politische Bildung
Tutzing
Datum, Ort: 09.10.2006-13.10.2006, Tutzing
Bericht von: Jürgen Dinkel

Das Jahr 2006 stellt für Südosteuropa einen Zeit-
raum intensiver Transformation dar. Beispielswei-
se erklärte Montenegro sich am 03. Juni für un-
abhängig. Es laufen Statusverhandlungen über das
Kosovo und in Bosnien-Herzegowina wird über ei-
ne neue Verfassung diskutiert, welche das Kon-
strukt von Dayton ablösen soll. Während Bul-
garien und Rumänien zum 1. Januar 2007 in
die EU aufgenommen werden, ist die gleichzeiti-
ge Aufnahme Kroatiens abgelehnt worden. Auf-
grund dieser wichtigen Weichenstellungen lud die
Südosteuropa-Gesellschaft in Kooperation mit der
Akademie für Politische Bildung in Tutzing zur
45. Internationalen Hochschulwoche mit dem The-
ma: „Inklusion und Exklusion auf dem Westbal-
kan“ ein.1

Nach der Begrüßung durch Heinrich Oberreu-
ter (Akademie für Politische Bildung) und Wolf-
gang Höpken (Südosteuropa-Gesellschaft) formu-
lierten die beiden wissenschaftlichen Leiter der Ta-
gung Christian Voss (Berlin) und Ulf Brunnbauer
(Berlin) das Ziel der Hochschulwoche: Zum einen
sollte eine Bilanz der bisherigen Entwicklung auf
dem Westbalkan gezogen, und zum anderen, Per-
spektiven und Herausforderungen dieser Länder
beleuchtet werden. Hierfür skizzierten beide zu-
nächst vier auf dem Westbalkan ablaufende Trans-
formationsprozesse: 1. Der Übergang von zentra-
listischen Staaten in pluralistische Demokratien,
damit einhergehend der Aufbau einer Zivilgesell-
schaft. 2. Der Zerfall von Staatsgebilden und das
nation-building neuer Staaten. 3. Der Wechsel von
einer staatlich gelenkten Wirtschaft hin zur Markt-
wirtschaft. 4. Das Verschwinden einer Kriegs- und
das Entstehen einer Friedensgesellschaft. Die da-
durch erzeugten Inklusions- und Exklusionsdyna-
miken sollten anhand folgender der Tagung über-
geordneten Fragestellungen analysiert werden:

1 Der Begriff „Westbalkan“ ist problematisch. Ja nach Per-
spektive (geographisch, historisch oder politisch) verändert
er Inhalt und Konnotation. Die meisten Beiträge bezogen
sich auf die Gebiete des ehemaligen Jugoslawiens, Albani-
en und Griechenland.

Erstens, mit Hilfe welcher Parameter werden
gerade neue Identitäten auf dem Westbalkan kon-
struiert? Anhand welcher Kriterien werden Men-
schen aus der Gesellschaft aus- respektive einge-
schlossen? Welche Merkmale bestimmen den Zu-
gang zu ökonomischem, sozialem oder kulturellem
Kapital? Zweitens, wie lässt sich der Bedeutungs-
wandel dieser Parameter und Identitäten historisie-
ren? Wim van Meurs (München) ergänzte diesen
Fragenkomplex, indem er nach der Rolle der EU
in den Transformationsprozessen fragte.
Zur Beantwortung der Fragen hatten die Veran-
stalter zur interdisziplinären Zusammenarbeit auf-
gefordert und die Hochschulwoche inhaltlich in
sechs Themenbereiche untergliedert: 1. Zivilge-
sellschaft. 2. Minderheiten und Mehrheiten. 3.
Sprach- und Kulturpolitik. 4. Netzwerke, „Frem-
de“ und Transformation. 5. Geschichte und nation-
building. 6. Erinnerung und Gewaltverarbeitung.

1. Zivilgesellschaft2

Den inhaltlichen Teil der Tagung eröffneten
Nathalie Clayer (Paris), Gustav Auernheimer
(Athen/Erlangen-Nürnberg) und Ana Devic (Aar-
hus). In ihren Vorträgen untersuchten sie, ob sich
der Westbalkan auf dem Weg zu einer Zivilgesell-
schaft (ZG) befindet, und welche Herausforderun-
gen diesen Prozess beeinflussen.
Fazit: Auf dem Westbalkan gestaltet sich der Auf-
bau einer pluralistischen Gesellschaft schwierig.
Dem Konzept der Zivilgesellschaft stehen folgen-
de Faktoren entgegen: 1. Die Übernahme von
Staatsaufgaben durch non-governmental organisa-
tions (NGO), beziehungsweise die Vereinahmung
von NGO‘s durch politische Akteure. 2. Enge Ver-
flechtungen zwischen religiösen Gemeinschaften
und politischen Instanzen. Wobei aber das Wir-
ken von religiösen Netzwerken für den Aufbau
einer ZG, als ambivalent zu bewerten ist. 3. Die
Vernachlässigung von ländlichen Gebieten durch
NGO‘s. 4. Fehlende ökonomische Mittel für Ak-
teure der Zivilgesellschaft. 5. Hohes Prestige und
gesellschaftlicher Einfluss von Armee und Kirche,
vor allem unter Modernisierungsverlierern. Bis-
her sind weder staatliche Stellen, wirtschaftliche

2 Die Redner bezogen sich in ihrer Definition von Zivilgesell-
schaft im wesentlichen auf das Konzept von J. Kocka. Das
heißt, Zivilgesellschaft als (1.) Typ sozialen Handelns, (2.)
Sphäre zwischen Staat, Wirtschaft und Privatssphäre, (3.)
Projekt mit immer noch utopischen Zügen.
Vgl. Kocka, Jürgen: Zivilgesellschaft als historisches Pro-
blem und Versprechen. In: Hildermeier, Manfred; Kocka,
Jürgen [Hg.], Europäische Zivilgesellschaft in Ost und West.
Begriff, Geschichte, Chancen, Frankfurt am Main 2000, S.
32.
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Unternehmen oder Familienverbände dazu bereit,
Verantwortung an die Sphäre der Zivilgesellschaft
abzugeben, respektive Vertrauen in diese zu setz-
ten. Traditionelle Dichotomien zwischen Staat und
Bevölkerung oder Familie und Öffentlichkeit kön-
nen nur langsam überwunden werden und verhin-
dern so das Entstehen einer Zivilgesellschaft.

2. Minderheiten und Mehrheiten.
Stephan Lipsius (Kassel), Bernard Lory (Pa-
ris), Dane Taleski (Skopje) und Eben Friedman
(Skopje) untersuchten, wie Minderheiten auf dem
Westbalkan definiert werden und welche Staats-
auffassungen/ Integrationskonzepte den Umgang
mit Minderheiten bestimmen.
Fazit: Minderheiten werden häufig anhand ethni-
scher, religiöser oder sprachlicher Kriterien defi-
niert. Dies zieht jedoch keineswegs immer eine of-
fizielle Anerkennung als Minderheit, bzw. einen
gesetzlichen Minderheitenschutz, wie das Beispiel
der Roma zeigt, nach sich. In Makedonien bildet
ein auf Ethnizität basierendes Nationenverständis
die Grundlage für die Ethnisierung ökonomischer
oder sozialer Probleme, was eine starke ethnische
Segregation der Gesellschaft zur Folge hat. Loyali-
tät wird durch den Ausschluss anderer erkauft und
führt so zu Konflikten bei der Ressourcenvertei-
lung. Ein positives Gegenbeispiel stellt die Politik
Montenegros dar. Auf der Basis eines politischen,
egalitären Staatsverständnisses bemühen sich die
dortigen Politiker erfolgreich um eine Integrati-
on und Gleichberechtigung der Minderheiten. Die
oben genannten Kriterien stellen dort nur schwa-
che innergesellschaftliche Trennlinien mit wenig
Konfliktpotential dar.

3. Sprach- und Kulturpolitik
Die Vorträge von Boris Neusius (München), Tan-
ja Petrovic (Ljubljana) und Zuzana Finger (Berlin)
strukturierten den dritten Panel der Hochschulwo-
che. Die Redner analysierten die Rolle der Sprache
und Sprachpolitik für auf dem Westbalkan ablau-
fende Integrationsprozesse und die Wahrnehmung
dieser Politik durch die „einfachen“ Bevölkerung.
Fazit: Die Ausbildung einer Nationalsprache ist
in Kroatien und Serbien hochgradig emotiona-
lisiert und politisiert. Es kursieren in der Be-
völkerung zwar Witze, satirische und ironische
Anekdoten über bestimmte Versuche, kroatisch
und serbisch voneinander abzugrenzen, gleichzei-
tig wächst aber ein Bewusstsein für die Wichtig-
keit des richtigen Ausdrucks in einer bestimmten
Situation. Sprache wird in beiden Ländern immer
stärker als „Ressource“ wahrgenommen und für

Inklusions- bzw. Exklusionsprozesse instrumenta-
lisiert. In gewisser Weise erfährt die von Nationa-
listen gesteuerte Sprachpolitik so eine Unterstüt-
zung durch die Mehrheitsgesellschaft. Im Gegen-
satz hierzu verzichten kosovarische Eliten bei ih-
ren Autonomiebestrebungen auf den Versuch, ei-
ne kosovarische Nationalsprache zu konstruieren.
Sprache ist jedoch auch im Kosovo ein wichtiger
Faktor der Identitätsbildung bzw. Grundlage für
territoriale Ansprüche.

4. Netzwerke, „Fremde“ und Transformation
Der vierte Hochschultag begann mit Vorträgen von
Rozita Dimova (Berlin), Armanda Hysa (Tirana)
und Lidija Stojanovik Lafazanovska (Skopije). Sie
untersuchten, wie einzelne gesellschaftliche Grup-
pen auf die gegenwärtigen Transformationsprozes-
se reagieren.
Fazit: Urbanisierung (Tirana), Migration und so-
ziale Umstrukturierung (sozialer Aufstieg von Al-
banern in Makedonien) sind einige der Trans-
formationsfolgen, die in diesem Panel untersucht
wurden. Hierbei zeigte sich, dass politische Parti-
zipation ein großes Integrationspotential aufweist.
Differenziert muss hingegen eine Betonung von
regionaler Identität oder die Bildung von sozia-
len Netzwerken gesehen werden. Einerseits kön-
nen beide beispielsweise ethnische oder sprachli-
che Kategorien unterlaufen, beziehungsweise hel-
fen sie den Mitgliedern im Umgang mit den Fol-
gen der Modernisierung. Andererseits bilden sich
viele Netzwerke entlang ethnischer Grenzen. Das
Gefühl, Verlierer der Transfomationsprozesse zu
sein, respektive die Erfahrung der „Fremde“ von
Migranten, prägt zwei Verhaltensweisen, die ei-
ner vollständigen gesellschaftlichen Integration im
Wege stehen und der Zivilgesellschaft, sowie dem
Staat das nötige Vertrauen entziehen: Einerseits ei-
ne Abschottung der eigenen Gruppe nach Außen,
andererseits ein Zusammenrücken beziehungswei-
se „Verwandtschaftlichung“ innerhalb der eigenen
Gruppe.

5. Geschichte und nation-building
Pedrag Markovic (Belgrad), Robert Pichler (Graz),
Enver Hoxhaj (Priština) und Sabina Ferhadbegovic
(Stuttgart) sprachen über den Prozess des nation-
building im ehemaligen Jugoslawien. Ein beson-
derer Focus lag hierbei auf der Rolle von Histori-
kern und der Geschichtsschreibung in den jeweili-
gen Ländern.
Fazit: Im Kosovo ist bisher keine sich als Ein-
heit empfindende Gesellschaft entstanden. Bei den
zukünftigen Statusverhandlungen wird viel davon
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abhängen, ob sich das Konzept der Ethnizität oder
des Citizenship als Basismodell gesellschaftlicher
Integration durchsetzt. Bei der Wahl des Konzep-
tes und der Legitimation des jeweiligen National-
staates spielen Historiker und der Umgang mit der
eigenen Geschichte eine bedeutende Rolle. Ge-
schichtsschreibung dient in Albanien und Bosnien-
Herzegowina nicht nur der Grenzziehung im terri-
torialen oder nationalen Zugehörigkeitsbereich, sie
verdrängt zudem Minderheiten aus offiziellen Dar-
stellungen, erklärt die Errichtung eines National-
staates zum erstrebenswerten Ziel oder „beweist“
die Konflikthaftigkeit von interethnischem Zusam-
menleben. In diesem Sinne ist die offizielle Na-
tionalgeschichte extrem ein- bzw. ausschließend.
Versuche einer alternativen Historiographie seitens
der EU oder durch jüngere Historiker erweisen
sich als schwer umsetzbar. Genauso schwer, aber
möglich scheint eine positivere Positionierung des
Balkans auf der mentalen Karte Europas.3

6. Erinnerung und Gewaltverarbeitung
Den letzten Panel der Tagung gestalteten Hannes
Grandits (Graz) und Ruth Seifert (Regensburg).
Sie fragten nach den Gründen für die mangelnde
Eigenverantwortung und den langsamen Versöh-
nungsprozess in Bosnien-Herzegowina und wie
der Vorkriegszustand im Kosovo erinnert wird.
Fazit: Sich nicht wieder einstellender Wohlstand
führt in Bosnien zu einer tief verankerten Skep-
sis gegenüber den ablaufenden Transformations-
prozessen. Eine Konsequenz dieser Verunsiche-
rung ist das Erstarken von ethnischen Parteien
und Netzwerken, welche dem jeweiligen Adres-
saten eine gewisse Sicherheit versprechen. Insge-
samt führt diese Entwicklung aber zu einer tiefen
Spaltung der Gesellschaft. Einen anderen Faktor
für den Bedeutungszuwachs von Ethnizität sieht
Seifert im Eingreifen der internationalen Gemein-
schaft in den Kosovo-Krieg. Anhand von Inter-
views mit Albanern im Kosovo kam sie zu dem
Fazit, dass es dort eine Basis für ein multiethni-
sches Kosovo gegeben habe und erst die Erwartun-
gen von Außen die heutige Bedeutung von Ethni-
zität evoziert hätten. Diese Sichtweise blieb auf-
grund ihrer einseitigen Quellenlage jedoch nicht
ohne Kritik.

Neben den interessanten und qualifizierten Vor-
trägen war die ausgezeichnete Organisation, Be-
treuung und angenehme Atmosphäre ein wesent-
licher Faktor für den Erfolg dieser Tagung, deren

3 Vgl. Brunnbauer, Ulf, (Re)writing history. Historiography in
Southeast Europe after socialism, Münster 2004.

Ergebnisse Brunnbauer wie folgt treffend zusam-
menfasste:
Die intellektuellen und politischen Eliten auf dem
Westbalkan sehen in der Errichtung von Staa-
ten die Lösung aller - durch die anfangs erwähn-
ten Transformationsprozesse erzeugten - Proble-
me. Anstelle von Staaten (Montenegro), streben
die übrigen Länder die Errichtung von National-
staaten an. Eng verbunden mit dieser Entwicklung,
ist die Aufwertung derjenigen Kriterien (Ethnizi-
tät, Sprache, Religion, Geschichte), welche die Na-
tion definieren und den eigenen Nationalstaat legi-
timieren sollen. Die so geschaffenen oder verfes-
tigten Inklusions- und Exklusionsdynamiken er-
zeugen Probleme, die vorhandene ökonomische
und soziale Missstände weiter verkomplizieren.
Der Konstruktion von Nationalidentitäten ist der
Ausschluss von Fremden inhärent. Die Desinte-
gration von Minderheiten oder eine nationalis-
tische Geschichtsschreibung sind hierbei sowohl
Ursachen als auch Symptome dieser Entwicklung.
Die verunsicherte Bevölkerung setzt ihr Vertrau-
en entweder in familiäre bzw. ethnische Netzwer-
ke oder fordert vom Staat die Übernahme von Ver-
antwortung im ökonomischen oder sozialen Be-
reich. In beiden Fällen werden innergesellschaft-
liche Trennlinien verfestigt und die Herausbildung
einer Zivilgesellschaft erschwert. In der Tradition
des starken Staates erwarten viele Südosteuropäer
durch den EU-Beitritt die finale Inklusion in eine
Sicherheit und Wohlstand garantierende Instituti-
on. Gleichzeitig erzeugen die von der EU angedeu-
teten unterschiedlichen Aufnahmetermine Exklu-
sionsmechanismen zwischen den einzelnen Län-
dern. Es ist sowohl Aufgabe der EU als auch der
verantwortlichen Politiker vor Ort, solchen Illusio-
nen oder verzerrten Wahrnehmungen entgegenzu-
treten. Gemeinsam sollten beide Parteien an der
Dekonstruktion der den vorhandenen Nationalis-
mus legitimierenden Parameter arbeiten. Dies be-
deutet nicht, Unterschiede zu leugnen, sondern die
Wandelbarkeit von Identitätsmerkmalen aufzuzei-
gen. An diesem Perspektivenwechsel müssen aber
noch alle Mitglieder der EU arbeiten.

Tagungsbericht Inklusion und Exklusion auf dem
Westbalkan (45. Internationale Hochschulwoche).
09.10.2006-13.10.2006, Tutzing. In: H-Soz-u-Kult
14.11.2006.
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